
Entscheidungen Strafrecht

Revisionsbegr�ndung des GBA nicht gefolgt werden, die
Urteilsgr�nde w�rden die nach § 220a Abs. 1 StGB a.F. er-
forderliche V�lkermordabsicht, das heißt das zielgerichtete
Wollen der teilweisen oder vollst�ndigen Zerst�rung einer
von der Vorschrift gesch�tzten Gruppe (BGH, Beschl. v.
21.02.2001 – 3 StR 244/00, NJW 2001, 2732 [2733]
[= StV 2002, 6]) zumindest in deren sozialer Existenz (BGH,
Urt. v. 30.04.1999 – 3 StR 215/98, BGHSt 45, 64 [80]
[= StV 1999, 604]; vgl. im Einzelnen Kreß a.a.O., Rn. 71 ff.),
positiv belegen. Die Umstellung des Schuldspruchs auf t�ter-
schaftlich begangenen V�lkermord und die Verh�ngung ei-
ner lebenslangen Freiheitsstrafe durch den Senat kommen
deshalb nicht in Betracht. Allerdings weist die der Feststel-
lung, der Angekl. habe nicht in V�lkermordabsicht gehan-
delt, zugrunde liegende Beweisw�rdigung auch mit Blick auf
den insoweit im Revisionsverfahren geltenden eingeschr�nk-
ten Pr�fungsmaßstab durchgreifende Rechtsfehler auf.

[14] a) Spricht das Tatgericht einen Angekl. aus tats�chlichen
Gr�nden frei, oder verurteilt ihn – wie hier – lediglich als
Gehilfen der Tat, weil es sich vom Vorliegen eines f�r dessen
Aburteilung als (Mit-)T�ter erforderlichen subjektiven Tat-
bestandsmerkmals nicht zu �berzeugen vermag, so ist dies im
Revisionsverfahren zwar grunds�tzlich hinzunehmen. Ein
durchgreifender Rechtsfehler kann aber darin liegen, dass
die zugrunde liegende Beweisw�rdigung l�ckenhaft ist oder
das Tatgericht �berspannte Anforderungen an die f�r die
Feststellung des Tatbestandsmerkmals erforderliche Sicher-
heit stellt. Daneben ist es weder im Hinblick auf den Zwei-
felssatz noch sonst geboten, zu Gunsten des Angekl. von An-
nahmen auszugehen, f�r deren Vorliegen keine konkreten
Anhaltspunkte vorhanden sind. Dementsprechend kann ein
Rechtsfehler auch deshalb anzunehmen sein, weil das Tat-
gericht nach den Feststellungen nahe liegende Schlussfolge-
rungen nicht gezogen hat, ohne tragf�hige Gr�nde anzuf�h-
ren, die dieses Ergebnis st�tzen (st. Rspr.; vgl. etwa BGH,
Urt. v. 23.02.2012 – 4 StR 602/11, juris Rn. 10; v.
11.12.2014 – 3 StR 265/14, juris Rn. 67 [= StV 2015, 439]).

[15] b) Hieran gemessen bestehen im vorliegenden Fall
durchgreifende rechtliche Bedenken gegen die tatrichterliche
Beweisw�rdigung. Das OLG hat insoweit zur Begr�ndung
lediglich ausgef�hrt, die Verfolgung und Vernichtung der
Tutsi seien dem Angekl. kein besonderes eigenes Anliegen
gewesen; er habe diesen gegen�ber eine ambivalente Haltung
eingenommen. Deshalb k�nne aus der festgestellten Beteili-
gung an dem Massaker nicht mit ausreichender Sicherheit
auf seine Absicht i.S.d. § 220a Abs. 1 StGB a.F. geschlossen
werden. Diese im Gegensatz zu den sonstigen Ausf�hrungen
zur Beweisw�rdigung eher rudiment�ren, auf einer halben
Seite der schriftlichen Urteilsgr�nde abgehandelten Erw�-
gungen greifen in mehrfacher Hinsicht zu kurz:

[16] Das OLG hat im Zusammenhang mit dem ambivalen-
ten Verhalten des Angekl. gegen�ber den Tutsi auch festge-
stellt, der Angekl. habe Reden gehalten, in denen er die offi-
zielle gegen die Volksgruppe der Tutsi gerichtete Propaganda
verk�ndete, welche er auch in die Tat umzusetzen bereit ge-
wesen sei, wenn es ihm aufgrund der jeweiligen Situation
opportun erschienen sei, um seiner Stellung als Funktions-
tr�ger des Regimes zu gen�gen und diese zu erhalten. Diese
ausdr�ckliche Feststellung h�tte Anlass gegeben zu erw�gen,
ob die Zerst�rung zumindest eines Teils der Volksgruppe der

Tutsi sich f�r den Angekl. als notwendiges Mittel f�r einen
dahinter liegenden weiteren Zweck – die Erhaltung seiner
Stellung im staatlichen System Ruandas – darstellte. Denn
es gen�gt, wenn die ganze oder teilweise Zerst�rung der
Gruppe das Zwischenziel des T�ters bildet (Werle, V�lker-
strafrecht, 3. Aufl., Rn. 814); sie muss ebenso wie bei den
sonstigen Delikten mit einer durch eine besondere Absicht
gepr�gten �berschießenden Innentendenz nicht Triebfeder
bzw. Endziel, Beweggrund oder Motiv des T�ters sein (st.
Rspr.; vgl. etwa BGH, Urt. v. 11.12.2014 – 3 StR 265/14,
juris Rn. 66 m.w.N. zu § 263 StGB [= StV 2015, 439]).

[17] Das Tatgericht hat auch nicht in den Blick genommen,
dass die ambivalente Haltung des Angekl. nach den Feststel-
lungen v.a. f�r diejenigen Tutsi galt, f�r die er als B�rger-
meister Verantwortung trug. Damit hat es ebenfalls den
naheliegenden Erkl�rungsansatz ausgeblendet, dass es dem
Angekl. v.a. daran gelegen war, in dem Bereich – insbes.
den Fl�chtlingslagern –, f�r den er die administrative Verant-
wortung trug, keine Unruhen aufkommen zu lassen.

[18] Soweit sich die Ausf�hrungen zur Beweisw�rdigung be-
z�glich der V�lkermordabsicht i.�. in der pauschalen Aus-
sage ersch�pfen, auf diese k�nne auch aus der festgestellten
Beteiligung an der Tat nicht geschlossen werden, ist zu be-
sorgen, dass das OLG zum einen von einem zu niedrigen
Gewicht der objektiven Tathandlungen ausgegangen ist und
zum anderen nicht beachtet hat, dass das Massaker Teil eines
staatlich gef�rderten genozidalen Gesamtgeschehens war
(vgl. zur diesbez�glichen Indizwirkung f�r die V�lkermord-
absicht der Beteiligten Werle a.a.O., Rn. 825 m.w.N.). Jeden-
falls w�ren die mehreren, sich �ber einen l�ngeren Zeitraum
hinziehenden und sich in das Gesamtgeschehen nahtlos ein-
f�genden objektiven Tathandlungen des Angekl., die f�r sich
genommen nicht nahelegen, der Angekl. habe als einziger
aller gemeinschaftlich handelnden Tatbeteiligten nicht mit
V�lkermordabsicht gehandelt, im Einzelnen auf ihre Indiz-
wirkung f�r deren Vorliegen zu w�rdigen gewesen. Dies hat
das OLG vers�umt. [...]

Anm. d. Red.: S. hierzu den Beitrag von Ambos/Penkuhn StV
2016, 760 (in diesem Heft).

Verstoß gegen Weisungen w�hrend der
F�hrungsaufsicht

StGB §§ 145a, 68b

1. Zur Bestimmtheit von Weisungen w�hrend der F�h-
rungsaufsicht.

2. Zu den Voraussetzungen eines strafbaren Verstoßes
gegen die Weisung, den Bew�hrungshelfer in den R�u-
men der Bew�hrungshilfe aufzusuchen, nach einem
durch den Bew�hrungshelfer ausgesprochenen Hausver-
bot. (amtl. Leits�tze)

OLG Frankfurt/M., Beschl. v. 17.06.2016 – 1 Ss 66/15

Aus den Gr�nden: I. Das AG Bad Hersfeld hat den Angekl. am
26.03.2013 wegen Bedrohung in Tateinheit mit einem Verstoß ge-
gen Weisungen der F�hrungsaufsicht zu einer Freiheitsstrafe von
7 M. verurteilt, deren Vollstreckung nicht zur Bew�hrung ausge-
setzt wurde.
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Das LG Fulda hat dieses Urt. am 10.12.2014 auf die Berufung des
Angekl. hin abge�ndert und die Gesamtfreiheitsstrafe auf 6 M. re-
duziert. Nach den Feststellungen des LG unterlag der Angekl. ab
dem 28.10.2011 u.a. der Weisung, alle 2 W. bei einem Bew�h-
rungshelfer vorstellig zu werden oder ersatzweise dessen Hausbesu-
che zu erm�glichen. Diese Weisung wurde dem Angekl. in Folge
seiner Verurteilung durch das LG Fulda v. 12.09.2008 durch Be-
schl. des LG Kassel v. [...] 2011 auferlegt. Am 14.05.2012 kam es
zwischen dem Bew�hrungshelfer und dem Angekl. zu einem Ge-
spr�ch, in dessen Verlauf der Angekl. u.a. zum Bew�hrungshelfer
sagte, er werde diesen »auf dem Marktplatz kalt machen«. Der Be-
w�hrungshelfer erteilte dem Angekl. – unter Ablehnung eines wei-
teren Kontaktes mit dem Angekl. – daraufhin ein Hausverbot f�r
die R�umlichkeiten der Bew�hrungshilfe. Dem Angekl. waren Be-
suche nicht mehr m�glich.

Mit seiner Revision r�gt der Angekl. die Verletzung materiellen
Rechts. Die GStA Frankfurt/M. hat beantragt, auf die Revision
des Angekl. das Urt. des LG Fulda aufzuheben, soweit es sich auf
die Verurteilung wegen Verstoßes gegen Weisungen w�hrend der
F�hrungsaufsicht bezieht.

II. Die Revision des Angekl. (§§ 333, 341 Abs. 1, 344 Abs. 1, 345
StPO) hat Erfolg und f�hrt zur Aufhebung des Berufungsurteils
und Zur�ckverweisung an eine andere kleine StrK des LG Fulda
(§ 349 Abs. 4 StPO).

1. Wie die GStA zutreffend ausf�hrt, ist die Beschr�nkung der Re-
vision der Verteidigung unzul�ssig. Eine Beschr�nkung der Revisi-
on ist nur insoweit zul�ssig, als sich einzelne Verfahrensteile abtren-
nen lassen. Bei der rechtlichen Bewertung einer nat�rlichen Hand-
lung ist eine »Abtrennung« einzelner Straftatbest�nde nicht m�glich
(vgl. Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, 58. Aufl. 2015, § 318 Rn. 5;
BGH NStZ-RR 2013, 54). Mit R�cksicht hierauf greift die Revi-
sion weiterhin das Urt. als Ganzes an (vgl. § 300 StPO).

2. Das angefochtene Berufungsurt. h�lt einer revisionsrechtlichen
Nachpr�fung nicht stand. Auf die erhobene Sachr�ge hin war das
Berufungsurt. insgesamt aufzuheben. Gegen die Beweisw�rdigung
des Vorderrichters bestehen durchgreifende Bedenken.

a) Der Vorderrichter hat in der Sache u.a. folgenden Sachverhalt
festgestellt:

»Am 14.05.2012 anl�sslich eines Hausbesuches des Zeugen A in
Gegenwart des Zeugen KHK B zwischen 11 und 11:15 Uhr gip-
felten die Entgleisungen des Angekl. darin, dass der Angekl. den
Zeugen A mit dem Tode bedrohte. [Der Angekl.] war jedoch wie
bei fr�heren Besuchen ungehalten und erkl�rte u.a., er wolle »die
Visage« des Bew�hrungshelfers nicht mehr sehen. [...] Der Angekl.
verweigerte die Mitteilung seiner neuen Wohnanschrift und be-
schimpfte den Bew�hrungshelfer A, dieser w�rde nur L�gen ver-
breiten. Obwohl die beiden Zeugen versuchten, deeskalierend auf
den Angekl. einzuwirken, steigerte sich dieser mit Beleidigungen
immer weiter hoch und drohte schließlich gegen�ber dem Zeugen
A, er werde ihn ›auf den Marktplatz kalt machen‹«.

Im Rahmen der Beweisw�rdigung hat der Vorderrichter folgendes
ausgef�hrt:

»Die Feststellungen [...] beruhen auf der teilgest�ndigen Einlassung
des Angekl., den glaubhaften Bekundungen der uneidlich vernom-
men Zeugen A und B [...]. Bei dem Hausbesuch am [...] 2012 habe
der Angekl. [den Bew�hrungshelfer A und den Zeugen KHK B]
zwar eingelassen, war jedoch �ber den Besuch ungehalten, wie im-
mer. Der Angekl. habe erkl�rt, er wolle seine – des Bew�hrungshel-
fers – Visage nicht mehr sehen und wollte auch auf die Aufforde-
rung, seine – des Angekl. – neue Anschrift nicht nennen. Dazu
behauptete der Angekl., er – der Zeuge A – w�rde L�gen verbrei-
ten. Wenn er nicht aufh�re, werde er – der Angekl. – ihn auf dem
Marktplatz kalt machen«.

Im Rahmen der Strafzumessung heißt es sodann:

»Die Verwirklichung der angedrohten Tat musste vom Angekl.
auch nicht als sicher dargestellt werden; es reichte aus, dass der An-
gekl. sie f�r den Fall ank�ndigte, dass der Bew�hrungshelfer weiter
seiner Arbeit nachgeht, zu diesem Zweck die neue Adresse des An-
gekl. erfahren und auch die Befolgung der Weisungen der F�h-
rungsaufsicht begleiten musste«.

b) Die Aufgabe, sich auf der Grundlage der vorhandenen Beweis-
mittel eine �berzeugung vom tats�chlichen Geschehensablauf zu
verschaffen, obliegt grunds�tzlich allein dem Tatrichter. Dem Revi-
sionsgericht ist es verwehrt, die Beweisw�rdigung des Tatrichters
durch seine eigene zu ersetzen. Bei der �berpr�fung des Urteils
darf die Beweisw�rdigung des Tatrichters daher nur auf rechtliche
Fehler �berpr�ft werden. Die Beweisw�rdigung ist i.d.S. rechtsfeh-
lerhaft, wenn sie in sich widerspr�chlich, l�ckenhaft oder unklar ist
oder gegen Denkgesetze und Erfahrungss�tze verst�ßt (st. Rspr.,
vgl. nur Senat, Beschl. v. 20.01.2015 – 1 Ss 8/14 m.w.N.)

c) Gemessen an diesen Maßst�ben ist die Beweisw�rdigung des
Vorderrichters rechtsfehlerhaft. Der Vorderrichter stellt in der Sache
fest, dass der Angekl. dem Bew�hrungshelfer gegen�ber – nach ei-
ner vorangegangenen Auseinandersetzung – erkl�rt habe, er werde
den Bew�hrungshelfer »auf dem Marktplatz kalt machen«. Insoweit
geht die Feststellung des Vorderrichters dahin, dass eine Bedingung
an das in Aussicht gestellte �bel nicht gekn�pft ist. Im Rahmen der
Beweisw�rdigung allerdings zieht der Vorderrichter die Aussagen
des Zeugen A heran. Sodann geht er davon aus, dass der Angekl.
das �bel f�r den Fall, dass der Zeuge nicht aufh�re, weiter L�gen
�ber ihn zu verbreiten, in Aussicht gestellt habe. Insoweit ist das in
Aussicht Gestellte anders als bei der tatrichterlichen Feststellung
nunmehr an ein Unterlassen des Zeugen A gekn�pft. Auf der Straf-
zumessungsebene geht der Vorderrichter wiederum davon aus, dass
das �bel f�r den Fall angek�ndigt sei, dass der Zeuge A seiner Ar-
beit nachgeht. Zwar wird damit erneut an eine Bedingung ange-
kn�pft, aber das abgen�tigte Verhalten ist nicht mit demjenigen im
Rahmen der Beweisw�rdigung identisch.

Nach alledem ist die Beweisw�rdigung des Vorderrichters nicht nur
unklar, sondern auch l�ckenhaft. Es wird nicht klar, weshalb der
Vorderrichter von der Feststellung [...] ausgeht. Ob das in Aussicht
gestellte �bel an eine Bedingung gekn�pft war oder nicht, f�hrt der
Vorderrichter nicht aus, obwohl schon deshalb Anlass hierzu be-
standen h�tte, weil er selbst [...] die dies enthaltene Aussage des
Zeugen A schildert, die er f�r glaubhaft h�lt.

III. Wegen der aufgezeigten M�ngel (§ 337 StPO) war das ange-
fochtene Urt. insgesamt – auch bzgl. des tateinheitlich angenom-
menen Deliktes des Verstoßes gegen Weisungen der F�hrungsauf-
sicht – aufzuheben (§§ 349 Abs. 4, 353 StPO) und die Sache zur
neuen Verhandlung und Entscheidung an eine andere kleine StrK
des LG Fulda zur�ckzuverweisen (§ 354 Abs. 2 StPO). Diese wird
auch �ber die Kosten des Revisionsverfahrens zu befinden haben.

IV. F�r die neue Hauptverhandlung weist der Senat auf Folgendes
hin:

1. Der Tatbestand des § 145a StGB ist auf Grundlage der bisheri-
gen Feststellungen, auch soweit sie nicht rechtsfehlerhaft sind, nicht
erf�llt.

Der Tatbestand des § 145a StGB verlangt einen Verstoß gegen
eine Weisung, die gem. § 68 Abs. 1 Nr. 1 bis 12 StGB unter
F�hrungsaufsicht erteilt wurde, in maßregelgef�hrdender Art.

a) Das LG hat hierzu zun�chst rechtsfehlerfrei die hinrei-
chende Bestimmtheit des Teils der Weisung, n�mlich sich
mindestens alle 2 W. beim Bew�hrungshelfer einzufinden,
festgestellt. Soweit das LG auch den Teil der Weisung, ersatz-
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weise Hausbesuche zuzulassen, f�r ausreichend bestimmt ge-
halten hat, war dies rechtsfehlerhaft.

aa) Demnach wurde der Angekl. verpflichtet, in »mindestens
zweiw�chigem Abstand« bei seinem Bew�hrungshelfer vorstel-
lig zu werden oder ersatzweise Hausbesuche auf Aufforderung
zu erm�glichen. Soweit andere OLGe (OLG Bamberg, Beschl.
v. 15.03.2012 – 1 Ws 138/12, StV 2012, 737 und OLG Jena,
Beschl. v. 14.08.2006 – 1 Ws 244/06, StV 2008, 88) Weisun-
gen ohne ein H�chstmaß als nicht hinreichend bestimmt
erachtet haben (a.A. wohl BayObLG, Beschl. v. 08.05.1995 –
5 StRR 9/95), schließt sich der Senat dem an. Vorliegend be-
zieht sich das Wort »mindestens« allerdings nicht auf die Zahl
der Besuche, sondern auf den Zeitraum, in dem diese stattfin-
den sollen. Daher ergibt sich aus der Weisung nur, dass der
Angekl. der Weisung ohne Weiteres entsprechen kann, wenn
er einmal in zwei Wochen vorstellig wird.

bb) Weiterhin l�sst es die Weisung auch gen�gen, wenn der
Angekl. alternativ Hausbesuche des Bew�hrungshelfers er-
m�glicht. Dass die Weisung unwirksam ist, weil sie nicht
ausreichend bestimmt ist, ist unsch�dlich. Denn die alterna-
tive Weisung ist nur nach § 68b Abs. 2 StGB zul�ssig und
nicht nach § 145a StGB strafbewehrt. Nach der Weisung
sollen Hausbesuche »ersatzweise« stattfinden. Aus dem Wort
»ersatzweise« kann der Angekl. aber nicht schließen, wann
genau Hausbesuche stattfinden sollen. Nach dem Wortlaut
w�re es gleichermaßen m�glich, dass Hausbesuche in das Be-
lieben der Beteiligten gestellt sind oder dass sie nur dann
m�glich sind, wenn ein Termin in den Dienstr�umen des Be-
w�hrungshelfers nicht m�glich ist.

b) Weiterhin hat das LG festgestellt, dass der Angekl. gegen-
�ber dem Bew�hrungshelfer eine »negative Grundhaltung«
zeigte, und im Rahmen eines Hausbesuches am 14.05.2012
zwischen 11:00 und 11:15 Uhr zum Bew�hrungshelfer im
Beisein eines Kriminalbeamten sagte, er werde ihn »auf
dem Marktplatz kaltmachen«. Den Feststellungen des LG zu-
folge entschied sich der Bew�hrungshelfer daraufhin, nach
dem 14.05.2012 keine weiteren Besuche mehr zu machen.
Informationen �ber den Angekl. erhielt die Bew�hrungshilfe
durch das LKA bzw. die Polizeidienststelle Bad Hersfeld. Die
vom LG angenommene Verletzung der Weisung wird von
diesen Feststellungen – ungeachtet der unklar gebliebenen
Frage der Bedrohung bzw. des N�tigungsziels (oben II.2.) –
allerdings noch nicht getragen.

aa) Zwar ist der Angekl. nicht pers�nlich beim Bew�hrungs-
helfer vorstellig geworden. Die alternative Formulierung der
Weisung l�sst es allerdings gen�gen, dass dieser Hausbesuche
erm�glicht. Das LG hat hier angenommen, dass die durch
den Angekl. ausgesprochene Drohung eine Verletzung der
Weisungen w�hrend der F�hrungsaufsicht darstelle.

Allerdings verlangt § 145a StGB, dass der Proband einer
Weisung nach § 68a Abs. 1 StGB nicht oder nicht vollst�n-
dig nachkommt (statt vieler M�Ko-StGB/Groß, 2. Aufl.
2012, § 145a Rn. 13). Soweit das LG auf die Nichterm�gli-
chung von Hausbesuchen abstellt, verkennt es, dass ein sol-
ches Verhalten nicht von § 145a StGB umfasst wird. Denn
die Strafnorm des § 145a StGB greift ausweislich ihres Wort-
lautes nur bei Verst�ßen gegen Weisungen nach § 68b Abs. 1
StGB ein. Die Weisung, dem Bew�hrungshelfer Hausbesu-
che zu erm�glichen, wird in § 68b Abs. 1 StGB nicht ge-

nannt. Es handelt sich um eine Weisung nach § 68b Abs. 2
StGB. In § 68b Abs. 1 Nr. 7 StGB wird die Verpflichtung
Hausbesuche des Bew�hrungshelfers zu erm�glichen, nicht
erw�hnt. Solche Treffen sollen vielmehr bei dem Bew�h-
rungshelfer stattfinden.

bb) Ein Verstoß gegen die Weisung, den Bew�hrungshelfer
in den R�umen der Bew�hrungshilfe aufzusuchen, ist wegen
des Hausverbotes ebenfalls nicht gegeben. Denn dem Ange-
kl. war es aufgrund des Hausverbotes rechtlich unm�glich,
dieser Weisung nachzukommen. Der Angekl. k�nnte sich bei
der Verh�ngung eines Hausverbotes nur dann gem. § 145a
StGB strafbar gemacht haben, wenn ein solches Hausverbot
tats�chlich erforderlich war und er damit die Weisung nach
§ 68a Abs. 1 StGB vereitelte. Anderenfalls h�tte es der Be-
w�hrungshelfer in der Hand, dar�ber zu entscheiden, ob sich
der Angekl. strafbar macht oder nicht. Denn durch die Er-
teilung eines Hausverbotes w�rde er es dem Angekl. unm�g-
lich machen, nicht gegen die Weisung zu verstoßen.

Ein Hausverbot wird jedenfalls dann erforderlich sein, wenn
von dem Angekl. solche Gefahren ausgehen, die es f�r den
Bew�hrungshelfer unzumutbar machen w�rden, den Angekl.
in den R�umlichkeiten der Bew�hrungshilfe zu empfangen.
Dass dies vorliegend der Fall war, ist den Feststellungen des
LG bislang nicht zu entnehmen. Es ist nicht ersichtlich, dass
die Drohung des Angekl. ausgereicht h�tte, um zuk�nftige
Besuche des Bew�hrungshelfers durch den Angekl. v�llig un-
m�glich zu machen. Eine bloße Widerwilligkeit des Angekl.
gegen�ber der Maßnahme reicht nicht aus, um einen Verstoß
zu begr�nden; eine andere Interpretation w�re mit der Be-
stimmtheit der Weisung unvereinbar. Nach den bisherigen
Feststellungen des LG beruhte der Entschluss, ein Hausverbot
zu erteilen, allein auf der Entscheidung des Bew�hrungshel-
fers. Ob die �ußerung, er werde den Bew�hrungshelfer »auf
dem Marktplatz kalt machen«, sich erkennbar auch auf die
R�umlichkeiten der Bew�hrungshilfe bezog, wird noch festzu-
stellen sein. Dies versteht sich auch nicht von selbst, weil diese
�ußerung ihr Gepr�ge durch die situative Erregung erhielt.

Soweit der Angekl. den Bew�hrungshelfer mehrfach beleidigt
hat, reicht auch dies nicht f�r ein Hausverbot aus. Dass der
Angekl. nach dem 14.05.2012 nicht mehr gewillt war, den
Bew�hrungshelfer in dessen R�umlichkeiten aufzusuchen, ist
ebenfalls nicht ersichtlich.

c) Aus dem Urt. geht bislang nicht eindeutig hervor, ob das LG
davon ausgeht, dass die Weigerung des Angekl., die Anschrift einer
zuk�nftigen Wohnung mitzuteilen, nach der Rechtsauffassung des
Vorderrichters ebenfalls einen Verstoß gegen die Weisung nach § 68
Abs. 1 Nr. 8 StGB darstellen soll. Eine solche Feststellung w�re je-
denfalls materiell rechtsfehlerhaft. Der Umzug des Angekl. fand erst
am 13.01.2013 statt. Der Umzug des Angekl. befand sich somit
noch in Planung. Die Planung eines Umzuges ist nicht von § 68
Abs. 1 Nr. 8 StGB umfasst.

2. Die Verwirklichung des Tatbestands des § 241 StGB wird zwar
von den bisherigen Feststellungen des Vorderrichters getragen. Al-
lerdings wird der Tatrichter im Falle einer erneuten Verurteilung zu
pr�fen haben, ob eine Bedrohung oder eine versuchte N�tigung
(mit R�cksicht auf das vom Angekl. m�glicherweise verfolgte Ziel)
anzunehmen ist.

Mitgeteilt vom 1. Strafsenat des OLG Frankfurt/M.

Anm. d. Red.: S. dazu auch den Beitrag von Poll�hne StV 2014,
631 ff.
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